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Dels, den 1. September 1922.

Amtlikher Teil.
 

A. Bekanntmachungen des Landrats
L III 1538 O el s, den 22. August 1922. ·

Persönliches.
Der Kreisamtsssekretiir Wiffel in- Oels ist durch Verfügung

des Herrn Riegiiierungispraisidenten in Brieslau vom 10. Jsuli
1922 —-— I A II Nr. 1276 — widerrnflichl zum Stellvertreter
des Vorsitzenden des Ver-sieherungisaxmtes des Kreises Oels ker-
nasnnt « «

Schutz der Republil.
Vf. d. M. d. J. v. 17. 8. 1922 ———- II G 2146, betr. Verbot der

- Versammlungen des deutschnsationalen Jugendbuudes.
Auf Grund der §§ 14 und 17 des Gef. zusm Schutze sder

Repubtltt U. 21. 7. 1922 (R. G. Bl. I S. 585) habe ich alle Ber-
samsmlungen des _ deutsch-nationalen Jugendbundes und seiner
Landes-, Kreis- und Ortsgsruippen bis auf lweiteres verboten.

L I 6361 O e l s, den« 30. August 1922.
‑ Streit. .

.Die Ortsstpoilizeibehövden suind die Herren Landtjiiger deis
Kreises ersusche »ich, mir über jeden Lan-darbei-t«erstreit unver-

. zuglich itseslespshomschl oder telegrapthisch Anzeigse zu« erstatten-.

Oels, den 30. Aiugust 1922.
Vs. um. d. J. v. 16. 8. 1922 —- II G 2318

.. betr. Zeitusngsvierbot. ,
. Gemaß § 21 in Verbindung mit § 17 die-s Reichsges. zum

. Schutze Oder Republlsisk v. 21. 7. 1922 (R. G. Bl. I S. 585) wird
das Erscheinen der Zeitung »Die Rsoste Fahne« für die Dauer
von 3 Wlochten und zwar svosm 1'9. 8. bis 8. 9. 1922 einschsließslich
hiermit berühmten.

K I 2090 _ · Oel s, den 29. August 1922.
Bf. d. M. d. J. u. d. Finthin v·. 24.. 7. 1922 —- IV St 831

« bQO II A 2 2625, betr. Ankündigungssteucr.
Mit Rücksicht asuf die zweiter fortgeschritten-e Geldenstwsertung

erstlaren wir uns damit einverstanden-, »daß die im § 2 zu a.——-(1
der Muster-ordnung für die Erhebung einer Asnlüindsigiungssttesuer
Glitunderl ·v. 3. 9." 1921, MtlesiV. S. s29s2) vorgesehenen Höchst-
fatze auf das Doppelte erhöht wer-den«

- An die Ober- nnd Regierungspsräsidenten die Landriäte
»und Gemeindevserwaltungien · ·

Der Vorsitzende des Kr«eisausschuss-es.

Bresslam sdlen 27. August 1922. .
« . Psolizeiverordsnsung

_ Aus Grund der §§ 137, 139 des Gesetzes über idsie allge-
meine Landes-verwaltung svsokm 30. Juli- 1883 ICGefetzssasmimilusng
S. 7195), des § 10 Teil II Titel 17 allgemeinen Landrechstsi uan
der §§ 6, 12 und 15 des Gesetzes üiber die Polizeivserwialtsusng
zvom 1-·1-. Marz 1850 (Gesetzlsamsmjlmmsg S 265) wird — »vor-
behaltlich der Znstimsntuing des Protoinszialrats —- füsr den Um-
fang der Prolvinz Niederschllefierlt folgendes verordnen

Die Abgabe svon Waren sdsestiiglischen Lebensbediarfes ins-
besondere nun: Nahrungs- usnds Genußmittelm Spirsistiu«ossen«,
Teichmann, Haus- undi menge-täten, Belleixdusngsstütckem. 

Web-, Woll- und Strick-waren aller Art, Leder- und Schuh-
-waren, an Personen, die ihren ständigen Wohnsitz außerhalb
des Deutschen Reiches haben, ist verboten-, ifsosfercn diese Personen-
sich nicht im Besitz einer behördlichen Ausfushrgenehnmgung be-
finden. 2

§ .
Zuwsiderhandlungseu gegen dieses Verbot werd-en, soweit-—

nichst noch anderweit nacht Edlen bestehenden gesetzlichen Bestim-
mungen eine höhere Straf-e der-wirkt ist, mit Geldstrafe bis zu
sechs-hundert Mark bestraft. An die Stelle der Geldstrafe tritt
int Unsvermsögensfalle eine entsprechende Haft-strafe.

§ 3.
Strafbar wegen Uebertretung des Vkeribtotss machen sich nicht

nur der Inhaber oder Leiter, sondern auchl die Angestellten
ein-es Handels- oder Gewerbebetriebes sowie ferner jede Perso-n,
die sich gewerbsmäßig oder nsichit gewerbsmäßig an einem nach
§ 1 diesesr Piolizeiivserordnung Verbotenen Geschäste beteiligt-

- § 4.
Ausgenommen von dem Verbot ist die Abgabe svosn Nah-

rungs- und Genutßsmitteln in Gast- susnd Schankwirtschsaiften zum
fofortigen Verbrauch an Ort sung Stelle

Diese Polizeiisversosrdnusng stritt mit dem Tage ihrer Ver-
öffentlichung in Kraft. « ·

Der Oberpsräsident der Provinz Niederschlesien
L I 6430 Oel s, den 31. August 1922.

Vorstehende . Psoslizeihersordnung ist seiten-s der Ortssbehörden
wiederholt in ortsüblicher Weis-e im ansteresse der Allgemeinheit
zu ver-öffentlichen Die Or:t.spoiliize":bieshörden" und die Herren
Landsjägier ersuche ich, die .-Durchifülhrsusng zu. überwachen

L‘I 634.5. O e l s, den 28. August 1922.
Kartosselhandelerlaubnis

»Bei vielen Auskäufer-n von Kartoffeln besteht die irrtüm-
liche Ansicht, daß sie der im- § 10a oder 1s1s der Verordnng
vom 23. Mai 1922, mitgeteilt in mein-er ·Kresisblatstsverfügunsg
vosm 13. Juli 1922 —- Kr«ei·sblatt S. 154 —, vorgesehenen be-
sonderen Handels- b3«w. Anbausssserlaubsnis zum Handel lb3z.w. An-
kauf von Kartoffeln nicht bedürfen, wenn der Wand-erge"werbe-
schein oder sdie Gewer-belegi.tismationslarste sie hierzu berechtigten-

Jchl mache ausdrücklichst daraus- aufmerksam, daßi diese Aus-
fassung nicht zutrifft, daß- vielmehr auch solche Personen der be- .
sonder-en Erlaubnis bedürfen

Die Ortspolizeibehörden erfusche ich, die· Interessenten ihres
Bezirks hierauf hinzuweisen und dieselben zur Nachfuchung der
besonderen Erlaubnis gemäß der Eingang erwähnten Vier-ord-
nung zu veranlassen «

Jeder Handel «bäz«w. Anlauf ohne die vorgeschriebene Gie-
nehmigung ist mir unnachsischtliich sofort zur Anzeige zu bringen

W 2077 Oe iII s, den 31. August 1922.

Zuschläge zur Wdhnungsbauabgade.
Eine Anzahl Orts-behörden ist nacht mit der Zahlung der

Zuschläge zur Wohnungslbiauabgabe für Ida-s 1.« Vierteljahr des
Rechnusngsjahres 1922 im Rückstande-. '
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Jch erwarte, dasz die rüetstäudigeu Beträge spätestens in

den Steucrtagen im September d. J. an die Kreistouimuital-

kasse abgeführt werden-. Zug-leid erinnere ichi Yda·rai»i, dag- Ratte

September die 2. Viierstseljahresr te der sit-schlage fallsig und an
die Kreisloiiimuiialtasse asbzsufnhreu ist.

Der Vorsitzendc des Kreisausschusses

O-els, dein- 26. August 1922.

Baudarleheu.
W 32i37.

Für die Gewährung von Arbeitgeberdarleheu zu neu er-.

richteten Wohnungen, die preußischen ««Staatssbediensst·eteir zur

Berfüguug gestellt werden, find dem Herrn siegiernugsiprasp

dient-en erneut Mittel zur Verfügung gestellt worden. «

Die Darlehen werden gewährt zur Herstellung vou Woh-

nungen für wohuungslose oder notdürftig unter-gebrachte, im

Dienst befindliche Staatsbedienstete« (B·eamte, Angestellte und

Arb-eit-er). mit eigenem Hausstand, in »der· Voraussetzung dafz

am Ort-e ‚ein dauerndes Wohunngsbediirfnis fur· Staatsbedien-

stete vorhanden ist. Für vorübergehend beschaftigte Angestellte
und Arbeit-er kann ein Darlehn nicht gewährt werden.

Die Anträge können mit den« Anträgen auf Gewahriiusg

von Landesdarleheni gemäß den Ausfükhrungsbestimmunzgen zu
dein Gesetz vom 1·4. Januar 1921 betreffend die Bereitstellung
von Staatsniittelii zur Abbürdung der Baiikofteusuberteueruug
verbunden werden« falls das Landesbandarlehen sur die in
Frage kommenden Wohnungen bereits bewilligt ist, und somit
ein neuer Antrag auf Gewährung von Arbeitgeberdarlehen Ier-
forderlich- ist, sind Bauzeichnungen nicht erforderlich Der An-
trag musz jedoch auf die vorliegenden Bauzeichuuiigen bezug-
uehsmeu und genau erkennen lassen-, um welche Wohnungen (Ge-
bäude, Geschoßlage und dergl.) es sich handelt

Den Anträgen sind beizufügen _
1.. eine Berechnung der Gesaiiitherstelluugskosten,
2. ein Fiiiauzierungsplan.· » «

Beglaubisgte Abschrift der Beschlüsse der städtischeii Körper-
schaften über die Uebernahme der Hälfte der unreisitierlichen
Kosten ist, den Anträgen beizufügen . ' .

Bei der Knsapphesit der zur Verfügung steh-enden Mittel
werden nur die dringendsten Fälle berücksichtigt werden können.

Vf. »d. Min. d. J u. d. Fiu..-9.liiu. v. 24. 7. 1922
—-— 1V St. 898 bzw. IIA2. 2653 —-
Realftcuerzuschläge der Gemeinden.

I. Die Anordnung unseres Erl. v. 24. 1.. 19221 —- »Mng
IV St. 756 V, FM. 11A 2. 2861 (nicht veröffentl.) —- naeh der
Gsemeindebeschlüsse „über. besondere Realistesuern« sowie einfache
Uiiilagebeschliisse, die eine bestimmte Höhe der Zuschläger den
staatlich veranlagten Realsteuern.überschreiten, uns vorzulegen
sind, wird hiermit aufgehoben

Der sonstige Inhalt unseres Erl. bleibt aufrechterhalten
Wir machen jedoch dar-auf aufmerksam, diaßs der Erl. des Herrn
Reichssmin der Finanzen v. 20. 9. 1921 —— III R 28402 (M«BliV.
S 349·) lediglich zum Ziele hatte, die Ausübung des Einspruchs-
recht-s nach F 5 des Landesstienergef v. 80. 3. 19210 (R«G«Bl.
S. 4()«2) möglichst einzuschränken Demgemäß verfolgten die
beiden Erlasse auch nicht, wie vielfach irrtümlich angenommen,
»die Alb-sieht, in entscheidender Weise auf das Verhältniss der Höhe
der Zuschläge zu den einzelnen Realssteuern einzuwirken Auch
war nicht beabsichtigt die landesrechtlichen Auffichtsbefugnsisse
irgendwie einzuschränken Nach wie vor ist es daher Ausgabe
der staatlichen Anfsichtiskbehörden, die Gesaiiitlage von Gemein-
den und Gemeindeverbäiiden gegen-über den wirtschaftlichen Be-
dürfnissen der« einzelnen Gruppen von Steuerpsflichtigen ‘bei der
Genehmigung und Zustimmung zu besonderen Bealsteueru oder
1lnislagebesschliissen ein-er eingehen-den- Nachprüfunig zu unterwer-
fen nnd gesgenseinauder a·bziiwä-gseus.

Jiii übrigen bleiben die Einspruchsbefuguisse der Reichs-
fiuanzlbehörden nach § 5 des Landessteuer·ges., also bei beson-
deren Realsteucrordnungen im Falle der Useberfehreituiig der
mitgeteilten Höchstfätze und bei sonstigen Steuerorduungien, die
mit einer Mustersatzuiig nicht übereinstimmen bestehen. Wir
ordnen jedoch in Abänderung- niiseres Erl; v. 26. 10. ‚1920 —-
MidI. IV St.437 II, FEllt. II 113430 (MEBliV. S. 377) an, das-,
behufs Beschleunigung und Bereinfaschung des Verfahrens die
erforderlichen Tlliitteilnugen an die Rseichisfiuanzbehörden »von der
die .110111111111111111111111111 in erster lInstanz ausübenden Behörde
schon gemacht werden dürfen, bevor die (s53enehmig-uug und, so-
weit erforderlieh, die Zustimmung ausgesprochen ist. Für diesen
Zweck sind seiten-s der Gemeinden und Gemeindeverbände  

mehrere Ueberabdrucke »der zu erlassenden Ordnungen dem An-
trage auf Genehmigung »und Zustimmung beizufügen

II. Durch die Worte „über besondere Realssteuern« in un-
serein Erl. v. 2-4. 1. 1.922 —- MdI. IV st.756V, FM. IIA2.
28-61 (uieht veröffentl.) sollte jeder Zweifel dar-über beseitigt wer-
den, dasz Beschlüsse, die lediglich in Ausführung des Komm-unal-
abgabeuges Zuschläge zu den staatlichen Realsteuern für das ein-
zelne Rechnungsjiahr festsetzen-, nach wie vor dem Einspruchs-
vierfahren nach S 5 des Laiidessteuerges. entzogen sind und dem-
gemäsz auch nicht den Finanzäiiitern mitgeteilt zu wer-den
brauchen (vgl. hierzu Ziff. 2h Abs-. 2 Satz 2 des- durch Runderl
v. 14. 4. 1921 W81. 5711. mitgeteilten Runderl des Herrn
Reichsmiiiisters der Finanzen v. 11. 3. 1921 —- III 6598 II,
SlJiBlch S. 1261.).

Allerdings wird sich bei derartigen Beschlüssen, sofern sie
die im Erl. des Herrn Reichsmiusisters der Finanzen v. 20. 9.-
1921. ——— 1111128402 — festgelegteui Höchistsätze überschreiten,
ebenfalls eine besonders sorgfältig-e Nachprüfung durch die Auf-
sichtstehördeiii einpfehlen, damit eine eii-i-heitliche Beurteilung der
Realsteuerbelastnng erzielt wird, gleich-viel ob sie Eini· Wege der
besonderen Realsteuerordnung oder des- einfachen Umlage-
beschlnsses erfolgt uud insbesondere auch auf dem letzteren Wege
ein-e zu starke Belastung und damit unter Umständen auch das
zeitranbende nnd· umständliche Verfahren nach Sg 3·, 4 uan 6
des Landessteusergef tunlichst vermieden wird. Wir halten es
daher auch nach Aufhebung unserer Anordnung in dein Erl. v.
24. 1.. 1922 ——— MsdJ. 1V St. 756 V, File IIA2. 286111111111
veröffentl.) derartige Beschlüsse uns vorzulegen, für durchaus
notwendig, daß, obwohl durch Art. 5 3111.8 des Kriegsges. zur
Bereiiifachung der Verwalt. v. 13. 5. 1918 (GS. S. 53) für
die Rechtsgülitigteit derartiger Beschlüsse nur noch die Gen-eh-
miguug erforderlich ist, bei einer Ueberschreituug der- Höchstsäitze
des Herrn Reichsmiuisters der Finanzen auch in diesem Falle
aus ;-,weekii·iässzigteitsgründen vor der Entscheidung der Beschluß-
behörde wenigstens die Kommuiialaufsichtsbehörde erster Jn-
1111113- in geeigneter Weise Stellung nimmt.

III. Nach- ‚S 56 Abs. 3 des Kommsuiialabgab-enges. (GS. 1893
S. 152, 1.921 S. 495) können aus besonderen Gründen von den
uiitserzesichueten Ministern Ausnahmen von dem iuv Abs. 1. und 2
a. a. O. festgelegt-en Verhältnis zwischen den Zuschlägen zu den
einzelnen Realstenern zugebilligt werden-. Asuf Grund des Art. 5
Riss. 5 des Kriegsges. znr Vereiiifiaehung der Verwalt. v. 13. 5.
1918 (GS. S. 53) übertragen wir hiermit die Ermäihtignng
Zur Zulassuug derartiger Aus-nahmen auf die nach-geordneten
Aufsischtsbehörden Dabei machen wir diese darauf aufmerksam,
dasz in heutiger Zeit mehr als früher bei »den stark- veränderten
wirtschaftlichen Verhältnissen derartige Ausnahmen ziusgebiiligt
werden müssen, und daß vielfach sogar die Ausnahme zur
Regel wer-den wird.

Bei der Erhebung von Zuschlägen zu der staatlichen Grund--
steuer ist zsn beachten, dasz das staatliche Grundstei.ier-ges. v. 21. 5.
1861 (GS. S. 253) veraltet ist, und dasz hier eiiieYder steigen-
den Geldeuitwertiing entsprechende alljähsrliche Nenvseranlagsung
unterbleith Auch ist zu: berücksichtigen dasz Tdie wirtschaftliche
Entwicklung seit dem- Inkrafttreten des sstaatlichen Grundsteuer-
gesetzes nnd der gemäß seinen Vorschriften vor-geiiiommeuen Ver-
anlagnng bis- ziir Gegenwart in den«- einzelnen Bezirken des
Landes eine iingleicbartige gewesen ist. Man kann also nicht
ohne weiteres Zuschläge, die in der einen Gemeinde erträglich
erscheinen, für eine andere ebenfalls als annehmbar betrachten-.

Bei der Gebäudesteuer ist zwar seine Abwälzuiig öffent-
lich-er Abgaben nach is 4 des Reichsinieteiigef. v. 24. 3. 1922
(R«G’Bl. S. —«73) statthaft, trotzdem wird man hier, solange die
Wohiiiiugszwaiigsswirtschaft besteht, bei der Festsetzung hoher
Zuschläge besonders vorsichtig zu sverfahren halben-. ·

Was endlich die Zuschläge zu der staatlichen Geiiierbesteuer
und die besondere Gewerbestener anbelangt, so wird allerdings
hier der forstschreitenden Ge«lsd-entswertsuiig im. Anschluß aii die
jährlich stattfindende Beranlagung stets im gewiss-en Nin-fange
Rechnung getragen werden können-. ·" .

Die fortschreitende Geld-entwertuiisg wird bei. der Heran-
ziehung szur Grund- und Gebäudestener zwar nicht dazu führen
dürfen, zufällig in einer Hand vereinigten Besitz höher zu be-
lastien, weil dies eine Berücksichtigung Persönliche-r Verhältnisse
bedeuten und damit dein Grundgedanken einer Realssteuer wider-
sprechen wiirde, imuierhiiij wird sie aber dazu den Anlaß bieten
käuneii, wirtschaftliche Ein-heilen von geringem Werte nnd ver-
haltuisiuäszig geringem Ertrage niedriger zu belasten als solche
von großerein Umfange. Aehnlieh wir-d, da eine volle Freihof-
suug von der Gewerbesteuer bei einem jährlichen Ertrag-e von
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über 1500 Mk. oder einem Anlage- und Betriebskapital von
über 3000 Mi. nacht S 6 des staatlichen Gewesrbsesteuerges sbsom
24. l3. 1891 (GS. S. 205) unzulässig erscheint, daraus hing-e-
wirkt werden müssen-, daß in besonderen Gewerbestenerordnun--
gen für die zbiitarbeitspdes Inhabers von dein Ertrage ein ent-
sprechend-er Abzug allgemein zugestanden wird, nnd dasz die
Stenersätze für niedrigere Grträige sowie kleines Anlage-« und
Betriebskapitals möglichst mild-e bemessen werden.

IV. Trotz »der Beiden-ken, die gegen all-zu hoheZuschläge zu
en staatlichen Realsteuern sprechen werden sich in der gegen-

wärtigen Uebergangszeiit starke stienerliche Belastiingen auf
diesem Gebiet-e nicht vermeiden lass-ens. lliu so notwendiger er-
scheint es, daß die an sich zwingen-de Vorschrift des § o1 Ab«s.»3
der Novelle zum Kommnnalabsgabenges v. 2(3. 8. 1921, (05c.
S. 495), die zwecksmäsßigerweife auch bei dein Verfahren des
§ 59 a. a. O. sinngemäß anzuwenden sein Dürfte, beachtet wird-.
Jus-besondere werden die hebeberechitigten Gemeinden sowie Die
istenehmigungs- und Zustimniinngsbehörden wert-volle Winke er-
halten können, wenn regelmäßig die amtlich-en Berufsbertretun-
gen angehört werd-en und nur unter besonderen Verhältnissen
Die Zuzieshung anderer Stellen erfolgt. Dabei sollen auch »in
derartigen Asusnahinesällen nicht, wie es vielfach geschieht, ir-
gendwelche örtliche Organisationen ohne wirtschaftliche Erfah-
rung nnd Bedeutung beteiligt werden, es sei Denn, daß in klei-
neren Verhältnissen nur wenige Beteiligte in Frage kommen
oder daß, wie auf dem Lande vielfach Der. Fall, die zur Zah-
lung Verspflichteten selbst über die Höhe der Abgabe entscheiden
Für die lszsenieindeni wird esi sich bei der Dirchführnng diese-r
Vorschrift ohne weiteres empfehlen, vor Fassung ihrer Beschlüsse«
sich mit diesen Körperschaften ins Benehmen zu feigen, während
andererseits lvon den anzuhören-den Berussvertretuugen erwartet
werden Darf, daß sie ihre Mitwirkung nicht lediglich voiu Inter-
essenstsensstandpnnkte ans betrachten und nicht durch- unnötige und
allzu eingehende Fragen unberhältsnissinäßig starke Mehrarbeit
verursachen.

Bei der Genehmigung und Zustimmung zu hohen Steuer-
zufchläsgen wird, abgesehen von einer Nachprüfung der Aus-gabe-
seite Der Haushalstspläne, auch zu berücksichtigen sein, daß die
Voransichsläge für 1.920 unD 1.921. vielfach das staatliche Real-
steuerfoll erheblich zu niedrig angesetzt haben. Demgemäß wird
auch die Verwendung des durch »das tatsächliche Ergebnis er-
zielt-en Ueberschusses für die Deckung von Ueberfchreitungen der-
Voranschliäsge für die Ausgabeseite mit in Betracht zu ziehen
fein. Auch darf bei Aufstellung der Haushaltslpläne nicht außer
acht gelassen werden, »daß erheblich-e Zuschüsse seitens des Reichs
nnd des Landes, z-. B. für Beamtenbefoldnngen und Klein-
rentner, künftig gegeben werden. Ferner wird angenommen
wer-den können, daß Die Gemeinden mit einer Erhöhung des in
§ 3 des preuß. Asusf.-Gess-. zum Landessteuerges v. 13. 1. 1921
(GS. S. 268) für 1920 gewährleisteten Mindestbetrag-es zu rech-
nen in der Lage sind. So sind bei den bisherigen Aurechnungen
für die Gemeinden lediglich die Soll-Einnahmen für die staat-
liche Einkommen-siener nach dem- Stiichstage b. 31. 3. 1920 bis-her
zugrunde gelegt, während, wie in unserem Rund-erl. b. 18. 3.
1921 ——.- Mde. 1.vsk..135, FM II 2730 (nicht lberöffentl.) be-
reits hervor-gehoben, endgültig Die Jst-Einnahme nach dem
Stande vom 31. 3. 1.923 Berücksichtigung finden soll (vg«l. hier-
zu auch unseren -Erl. v. 26. 6. 1922 — MdJ IV St. 596, FM.
II A2. 2185 ——— MIBliV S. 632, Der nur die zunächst erfolgt-en
Use-berweisunsgen auf Grund der bisherigen Feststellungen für
Die Höhe der gewährleisteten Mindestlbetiräge behanDelt).

lSsodann kann damit gerechnet werd-e «, daß »die Zuwetisnw
gen aus der Reich-seinkosmmen- unxd Kiörsperschaftsssteuer im
Durchschnitt für die Rech1«iiiiigsj-ahre 1920, 1921 und 1.922 Die
für das Rechnungsjahr 1920 nach gesetzlichen Bestimmungen ge-
währleisteten Mindestbeträsge voraussichstlich übersteigen werden-.

Nachdem Der Reichsminister der Finanzen das Sollaufkom-
men der Einkommensteuer nach- Der Beranilagunig für das Rech-
nsungssjahr 1920 mit 28— Milliarden bekannt-gegeben hat, kann
zurzeit unter Beachtung der gebotenen-· Vorsicht mit einem Jst-
auftoimimens an Einkommen- und Körperfchaftsisteuse-r von ins--
gesamit etwa rund 80 Milliarden Mark für die Drei genannten
Rechnungsjahre gerechnet werden. Es erscheint deshalb »die An-
nahme berechtigt, idaßi die Gemeinden und Gemeindeverbände
Preusßens im Durchschnitt- dess Staatssgsebiets und bei Der bis-
her getroffenen Regelung für jedes dieser drei Jahre statt 135
v. H. durchschnittlich 180 b. H. des Steueraufkoinmens 1919 ein-
schließlich der durchschnittlichen Zuwendungen aus dem Auss-
g.lei-chsstock erhalten Werben. Je nach-dem die Gemeinden und
Gemeindeverbände aus Zuwendungen aus dem Ansglseichssstock  

In recl nen - aben, dür te sich dieser Satz entsprechend erhob-en

Jud-er eimäßikiem wobeif durchschnittlich ;15-() bis lib0 v. H. die

niiedrigste Erxstellnnsg bedeuten wcnrde.)-· _ · ·
Es steht deshalb dem nicht-s uns-Wege dasz die hier mitge-

teilt-en Zahlen getrennt für Die einzelnen Haushsaltssptane 1920,

1921. nnd 1922 Verwertung finden, und daß zur Entlastung der
Realsteuerspflichtigen der hierin liegend-e Ueberschuß Beruclsichti-
inna «i«ndet. » « _ ..
J JVI. Endlich ersuchen wir noch, uns auch in Zsutnnst uber

besonders wichtige, namentlich die Notlage von Gemeinden und
Gent-eindeverbänden deutlich vseranschapuslicheusdc Vorgange sowie
über besonders starke Unterschied-e in Der Belastung der einzelnen
Iliealssteuern im Verhältnis zueinander und zwischen Den. ein-
zelnen Gemeinden zu berichten Wir stellen auch mit Rücksicht
ans die bevorstehende Neuregelung der Gewerbe- sowie »der
Grund- und Gebäudebestenerung anheim, geeignete Vorschläge
hierfür zu machen. R « .

ICI1977. « e ls, Den 25. August 1922?
Vorsteheuiden Erlaß ——— veröffentlicht im Ministerialblatt

für die Preußische innere Verwaltning vom 2. August 1922
Nr. 32 —-— bringe ich hiermit zur Kenntnis der Gemeindevor-
stände.

Der Vorsitzende des Kreisausschufses

Berlin W (3(3, den 8. Juli 1922.
II 0 Nr. 3044. Lieipzigerstraße 3.

Anordnung
betr. Erledigung der vor dem 1. Juli 1922 gestellten Anträge "

aus § 10 der Verordnung vom 9. Dezember 1919
——— Preußische lstesetzsammsluug Seite 187 ff. —-

Bei der Ueberleitung von Der. Verordnung vom 9. De-
zember 1919, PreUß Ges.-Ssa.msml. S 187 ff, zum Reichs-
niietengesetz bestehen insofern rechtliche Schwierigkeiten als die
Verordnung vom 9. Dezember 1.919 auf Grund Der. Bestim-
mung des Artiksels 13 der Reichs-verfassung am 30. Juni 1922
außer- Ksrsaft getreten ist, aber Ivor dem 1.. Julsi 1922 gestellte
Anträge ans § 10 dieser Verordnung auf Bewilligung von Zu-
schlägen wegen im letzten Jahre ausgeführt-er baulicher Jn-
ftanidsetzungsarbeiten oder weg-en Zubußen infolge von im letzten
Jahr-e eingetretenen Erhöhung-en der Denn Grsuindstsülck zsn entrich-
ten-den öffentlich-rechtlsichen Abg-oben nicht mehr erledigt wer-
den können, wenn nicht vor dem 1. Juli d. J. dsuizh eine
einstweilige Anordiiungüber sie entschieden- ist.

Soweit danach über derartige Anträgenicht mehr entschlie-
den werd-en kann, bestimme ich ans Grund der §§ 5 und 22
des Reichsmietengesetzes, daß bis zum 1. April 1923 die »dan-
lichen Jnstandsctzungsarlbeiten« des § 10 Der außer Kraft ge-
tretenen Verordnung vom 9. Dezember- 1919 als große Jn-
staudfetzungsarbeiten ini Sinne der §§ 5 und 7 des Reich-s-
msietengesetzes anzusehen sind, und daß- bis zum 1-. April 1923
ein besonderer Zuschlag zu den Verwaltucngskossten als Ueber-
leitungsizufchlag bewilligt werden kann, sofern im Einzelfalle Die
Bewilligung aus Billigkeitsgründen·angemessen erscheint.

Die Anordnung ist sofort in den Amtsbslättern zu ver-öf-
sentlichen

Der Minister für Bolkswoshlfahrt.
Unterschrift

M A 4.99 « · Oe l s-, den 18. August 19212.
Vorstehenden Erlaß bringe ich hiermit zur öffentlichen

Kenntnis «
Der Vorsitzende des Kreisausschnsfes.

 

K I 1903 O esls, den 29. August 1922.
Vf. d. M. d. J. u; D. Fin.-Min. v. 14. 7. 1922 — IV'St 800
III bzw. II A 2 2520, betr. Besteuerung des Herbergsvertriages.

Jsin Asnschsltnß an den RunderL v. 31. 3. 1.922 (MBlliV.
S. 372) bemerken wir, »daß es keinem Bedenken unterliegt, in
Ordnungen über die Besteuerung des Herbergssvertraigses eine
Vorschrift des Jnhallts aufzunehmen, sdsasz Vermieter von
Zimmer-n oder Wohnungen zn Vor-übergehsendem Aufenthalt an
Personen, Die an einein sbestsinmiten Sstichtasge ihren Wohnsitz
nicht im Deut-schen Reiche ' hatten, ailis Steuer ein Vielfache-s
des regelmäßigen S«tie1-i-er·bie·traiges zu entrichten haben, xdasß die
Ver-vielfälstigsukng aber unterbleibt, wenn sich die betroffen-den«-
Personen sit-n aniitltsichen Auftrage Der Regierung ihres Heim-at-
lansdes in Der Gemeinde aufhalten-.

Als uisaxfzigebender Stichit-ag swirsd zweckmäßig der- 1. .1.. 1921.
anzusetzen fein. Das zn serhiebende Vielfache des regelmäßigen
Steuerbetriages dar-if das Fünffache nicht überschreiten-.
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Bei der Handhabung ein-er solchen Vorschrift, die sich

namentlich auch für Kur- und Vadeorte empfehlen swird, darf
aber Dein Unterschied nach der Sitaastsansgehlörigsteit der be-
herbergt-en Personen gemacht werd-en, vielmehr muß eine solcher
verschärfte Besteuerung bei der Beherbergung aller Personen
eintreten, die an dem bestimmten Stichtage ihren Wdhnsitz nicht
im Deutschen Reiche hatten, gleichviel ob sie fremde Staatssi-
angehörige oder Reichsangehörige {inD. Härten, die sich unter
Umständen ergeben könnten, würd-en im Einzelfall dadurch aussi-
zugleicheu sein, daß der Gemeindovorstanxd von der ihm durch
die Steuerordnunsg beigelegten Befugnis des Steuern-achlasses
aus Billisgikeitsgrrüniden Gebrauch macht. Solche Billigskei-tssi-
grü‘nDc würden z. V-. dann anzuerkennen sein, wenn es sich
um Rüscliwanderer, die ihren Wohnsitz erst nach dem- besstisnunten
Stichtasg in das Deutsche Reich znriiscliverleigt haben, oder um
Personen handelt, die erst nach dem Stich-tag aus ehemals deut-
schen Lainsdesteiilsen ihren Wohnsitz in dass Reich ver-liegt haben.
Auch bei Reisen-den aus valutaschwacheu Ländern (3,. B. aus
Oestserrseich) könnten etwaige Härten auf dein angedeuteten Wiege
abgestielbt werden. Grundsätzlich ist zu beachten, daß »durch die
verschärste Besteuerung in lkeiner Weise eine unbillige Mehr-
belastung der- aus dem,A-u.slande kommen-den Reisen-den ein--
greifen oder der Freni»den:z«u-st·iro.mi etwa gar unterbnnden werden
rar -.

Diel Ober- »und Regierungsvräsiden-ten ermächtigen wir, zu
koinniunalen Beherbergunigssisteuersordnsungen, die eine Vorschrift
der oben bezeichneten Art enthalten-, oder zu Nach-trägen, die
ein-e solche Vorschrift bestehenden Ordnungen einfügen, wen-n
die Ordnungen oder Nachträge auch im übrigen -einwansd«frei
{inD, Die Zustimmung mit der Befristung ans ein Jahr zu er-
teilen, wobei der übliche Vorbehalt auszusprechen ist, idsaszs die
Zustimmung auf Antrag vor Ablauf der Frist geeignetenfalls
verlängert swerden kanns

Die Regierungsspsräsidentensund Landräte ersuchen wir, in
ihrer Eigenschaft als Vorsitzende der Bezirks-- und Kreis-auss-
schüsse dahin zu wir-keu, daß das Gäenehmigungisverfahren bei
solchen Ordnungen und Nach-trägen auf Ida-s dringlichste be-
schleunsigt wird. Den Zusstiminnngssbehörden machen- -wir zur
Pflicht, über die Zustimmung umgebend zu befinden-

An die Ober- und Resgiierungsspräsisdenitsen, Die La ndrsäte
und die Gienfieindeverwaltsungem

K I 1902 Oe l s, den 29. August 1922.
Vf. d. Min. d. I. u. d. Für-Mitte v. 5. 7. 1922 —- VI St. 514 II
bzw. II A 2 2350, betr. die sogenannte Nacht- oder Hockersteucr.

Wie uns bekannt geworden, haben verschiedene Gemeinden
die Absicht, das Verweilen von Gästen über die allgemeine
Polizeistunde hinaus in Gast- und Schankwirtszchaftens usw. so-
wie in Verein-s- und sGessesllschaftsränmen, ins denen Speisen oder
Getränke gegen Bezahlung verabreicht werden, smit einer be-
«o.nder-en Gesm-ie·iiisdse.ste11ser, einer sogenannten- Nacht- oder Hocher-
ste-uer, zu belegen- Dazn ist Ivsorweg zu bemerken, daß eine
solche Steuer nur sür Fälle in Betracht kommen kann-, in denen
es sich uni ein-e erlaubte Ueberschreitung der Polizeistunide
handelt, da eine sunerlausbte und darum strafbare Ueberschreitung
nicht durch eine Steuer scheinbar gebilligt wer-den Darf.

Für die Fälle der erlaubten- Heber-{ehreitnng wird eine
Unterscheidung danach zu machen sein-, ob es sich um ver-
gnsügiungsssstenerspflichtige Veranstaltungen oder umi das einfache
Verweilen svson Gästen über die Polizei-stünde hinaus in Gast-,
Speise-, Schankwirtschiasften usw-. handelt. Für die Fälle der
ersteren Art-en läsßst sich der Gedanle der Nachtsteuer im Rahmen
der Vergnügungssteuer in der Weise aus-führen, daß-« für ver--
gnügsungssteuserpflichtige Veranstaltungen-, Die über Die allge-
meine Poclizxeiftunde hinan-s da nern, erhöhte Steuersätze vor-
gesehen werdeu, wie es bereits mehrfach in Versgniiigunsgjsstetier-
ordnuinsgem die hier« zur Prüfung vorgelegen haben-, geschehen i{t.

Für die Fälle Der anderen Art, dass einfache Verweilen
von Gästen über die Psolizeisstunde hinaus- in Gast-, Speise-,
Sichankwirtschaftens usw« würde eine besondere, auf Grund des
§ 13 des Komsmsiinalaibgabengesetzes («GS.. 1898 6. 152, 1921
6. 495) zu beschilieißende indirekte· Steuer- Iest-wa- in Der Form-
mlöglichl sein, daß die Gäste bei-m Wirtschafstsinhaber je für die
einzelnen Stunden des " Verweilens Steuer-matten zu lösen-
haben, die der Wirtschaftsinhaber von der Gemeinde gegen Be-
zahlung des Steuerwertes vorher zu- beziehen hat nnd nur
nach erfolgter Entwertung an die Gäste verabsolgen Darf. Vor
Einführung einer solchen Steuer würde aber eingehend zu
prütsen sein, ob sie sich angesichts der steusertechmisfchen Schwierig-
reiten, die insbesondere hinsichtlich der Ueberwaschung ihrer ord-

 

 

nungsmiäßiigen Durchführung bestehen, tatsächlich empfehlen
kann und db der Steuersertnag in angemessenem Verhältnis zu
den Veranlagungs- nnd Erhebungssliosten stehen swsüirde .

Kommt eine Gemeinde nach reiflicher Abwägung aller in
Betracht zu ziehenden Begleituinstände zu Der Ueberzeugung
daß die Einführung einer solchen Steuer angezeigt erscheinst
uan gelangt auch die Aufsichtsbehörde zu dieser Auffassung, so
wollen wir keine Bedenk-en dagegen- erheben, daxß einer ent-
sprechenden-, einwandsfrei gestalteten Steuer-ordnung die Zus-
stiuimung zunächst auf die Dauer eines Jahres nisiit Dem Vor-
behalte erteilt -w-ird, auf Antrag Ivior Ablauf der- Frijst die Zu-
stinismsung geeignetenfalls zu -verlän·«gern.

Die Zustimmungsbephörden ——— bei Ordnungen von Stadt-
gemeindens’ die Ober-p«räsidenten, bei Ordnungen vson Lan-d-
gemseinsden die Regiserungsspräisidenteii ——— werden darauf zu
achten haben, daß in den Steuersästzen ein verständig-es Maß
ein-gehalten und jede Uebertreibsung sverniieden wird.

An die Ober- und Reigierungsstpräsitdenten, die Landräte
nnd Die, Gsemeindeverwaltungien « ‑

L I 61‘97 Oel s-, den 25. August 192.21
. Vf. D. M. D. J. v. 29. 7. 1922 — GI933 -—
Erstattung von Anzeigen bei strafbaren Handlungen
Im Einverständnis mit dem Herrn Ju·stiz-msinist-er und dem

Herrn Chef der Landjägerei werden die Bestimmungen der
Ziff. 182 Der »Dienstvorschrift für Die Preuß. Landjägerei vom
20. 7. 1906 wie folgt ergänzt:

1-. Strafbare Handlungen, die nur auf Antrag verfolgt wer-
Den, {inD nur anzuszeigen, wenn von einer hierzu berechtigten
Person Strafverfolgung gewünscht wird. Nötigenfalls hat der
Landjäger darauf hinzuweisen, daß hierzu ein schriftlicher An-
trag erforderlich i{t. h

2. Der Landjiäger hat auch ohne Strafantrag der Zwil-
dienstbehörde zu berichten, wenn nach seinem Ermessen-« urch
die strafbare Handlung di-e öffentliche Sicherheit, Ruhe-und Ord-
nung gefährdet erscheint, oder wen-n er auf Ansuchen einer Ve-
hörde Ermittelungen anzustellen hat-te. « _

3. Bei Vergehen-, Die im Wege der Privatklage verfolgt
werden können (Ha«usfriedensbrusch § 123 des Strafgesetzbuchs
Vseleidiguni §§ 185 bis 187, 189 StGV., Körper-verletzung
§§ 223, »Zei- Abs 1 und § 230 StGB., Vsedriohunsg § 241
SstG-B., Verletzung fremder Geheininisse, insbesondere des Brief-
geheimnisses § 299 -SitGV., Sachsbsesschäsdigunig § 303 StGV.,
nach dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb strafbare
Vergehen, Verletzung des literarischen, künstlerischen und ge-
werblichen Urheberrechts-) soll der Landjäger in Der Regel Ans-
zeigen weder erstatten noch entgegen-nehmen Er hat in solchen
Fällen den Anzei-« enden zu belehren, daß- ein öffentliches Inter-
esse an. Der Ver?olguugk der Straftat nicht bestehe, und aus
dies-ein Grunde die Anzeige nicht angenommen und weit-erge-
reicht werden könne, daß- ess aber dem Anszeigenden frei-stehe,
Privattlage zu erheben oder selbst Anzeige auf dem Geschäfts-
zsimsmer der zuständigen Orstspolizeibehör-de oder aber unmittel-
bar beims Amtsgerichit oder bei der "S-taatsanwaltscha-ft, welch
letztere die Entscheidung über die Verfolgung von Amts wegen-
oder die Vierweisung auf den Weg der Privatsklage endgültig
treffe, zu- erstatten. , ·

4. Nur wenn ein öffentliches Interesse vorliegt, hat der
Landjäger auch bei den oben enannten Vergehen einzuschreiten
und Anzeige zu erstatten Ein öffentliches Interesse iist insbe-
sondere dann anzunehmem »wenn die Tat erhebliches Aufsehen
gemacht hat, wen-n sie in besonders gewalttätiger oder heim--
tückischer Weise ausgeführt worden ist oder besonders großen
Schaden verursacht hat. sBei Beleidigung-en die sich gegen den
Reischspräsidenstens oder gegen ein Mitglied der Rieichtsregierung
oder einer Landesregierung gegen den Reichstag-, den Reichs-rat,
den Rieichsswirtschastsrat,· den Landtag, den Staatsrat eines
deutsch-en Landes, ein-en Prosvinziallandtag, einen Kreis-tag, eine
Stadtverordnetendersammlung oder sonstige Gemeindevertretung
oder gegen eine andere politische Körperschaft richten, ist stets
Anzeige zu erstatten Ebenso ist bei Körper-verletzung Anzeige
zu erstatten, wenn der Täterdusrch die Tat gegen eine Amsts-,
Berufs- oder Gewerbspflicht verstoßen hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch für diejenigen
Polizeibeamten bei den Ortspolizeibehörden, Die sich in Auss-
nbung des AttßensMenst-es· auf Posten, Streifen oder Dienst-
gangen außerhalb ihres Geschäftszimniers befinden

Wird bei der Poli eibehörde eine Anzeige«gem«a’-ß Ziff. 182
(3) Der Dienstvsotsehrifk Für-die Landjägerei·(siehe oben-) "er{tattet‚'
nnD besteht Der Anzeigende trotz ein-gehender Belehrung Darauf,
daß dies Anzeige Von der Polizei entgegengenommen werde, so
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wird sie (gegiebenenfa:llis nebst Straf-antrag) ganz kurz a.usg-enom-s

men nnd ohne weitere Erörterung an « die zuständige Staats-

anwaltschaft zum weiter-en Befmsden abgegeben

O-els, den 29. August 1922.

ßwessen _ » .

1. Pässe und Personalausweise zum Dienst-gebrauch. Passe-

Personalausweise und Siscl).tvernrerkse», die auf Veranlassung

von Behörden im amtlich-en Interesse ausssgefertigt werden,

sind stempel- und gebührenfrei. Jm Paßantragsformular

ist «von den Ortispolizeibehörden zu bescheinigen,»welche Be-

hörde den amtlichen Auftrag zu der Reise erteilt hat.

L _I 6195.

Ausland. Für den allgemein-en Ver-

kehr zwischen Deutschland und dem Mem-eilend««bestesl)t da-

her Paß-- und Sichtvermerkszwang, und zwar Ist, worauf

ich erneut hinweise, neben dem deutschen auch der fran-

zösische Siclsstvermerk nötig. Zur Vermeidung gewisser

Härten ist folgende Erleichterungzugelassen: Mem-ellander,

die bereits am 1. 10. 1920 im Meniselliand wohnt-en und

die deutsche Reichsangsehörigkeit besaßen,«werden« grundsätz-

lich als deutsche Reichsangehsörisgse anzusehen fein, solange«

von den alliiserten und assoziiiserten Machten usber ihre

Staatszugehörisgkeit nicht andere Bestimmungen getroffen
sind. Es können ihnen daher deutsch-e Reis-epasse, 111 denen
sie als Memler bezeichnet sind, erteilt werden

. Durchgangsverkehr durch den polnischen Korrid-or. Daraus
hinzuweisen ist, daß das Abkomineu«— auch- den polnischen
Dur-cl)-g-angsverkehr durch das in Art. 96 des Versailler
Vertrages (RGBl. 1.919 S. 687) umschriebene deutsche« Ge-.
biet regelt. «

Für den deutschen Durchgangsverkehr durch kpolnisches
Gebiet wird im einzelnen folgendes hervor-gehoben -bzw.
angeordnet

1. Ser Rseissevserkehr ins den sprivilegierten Zügen oder
Zugteileu (-Art. 23 des Abkommensd unterliegt politisch-er-
seits keinerlei Ueberwachung (Art. 97 a. a. O.). Deutscher-
seits wird bei deutschen Rseichsangehörigen ein Paß- oder
Personialausssweis ebenfalls nicht lDerIangt, Der Verkehr wird
aber bei dem Aus- und Eintritt in- -d-entsches Gebiet einst-
weilen noch daraufhin überwacht, ob in den Zügen mit-
fahrende Ausländer fu«-m- Aufenthalt in Deutschland berech-
tigt sind. Den deutsch-en Reichsansgiehörigseu« ist zu empfeh-
len, einen Auswesis beliebiger Art mit sich- zu führen, dusrch
den sie sieh als Jnsländer legitimieren können

_ müssen sich wie allgemein, so auch in den privilegierten
ügen durch Paß- nnd Einreisesichtvermerk oder Aufent-

haltserlasubnis ausweisen können. —
· 2. Der gewöhnliche Durchgangsverkehr in nicht geschlos-
senen Zügen imsterlisegt den all-gemeinen Paß-bestimsmungen
Für deutsche Reichsangehsörige genügt jedoch als Auswesis

technischer Hinsicht als

auch den psolnischen Behörden gegen-über ans Stelle des «
Passes ein ""na-ch- Maßgabe des Runderl. v. 18. 7. 1921 ———-
IV E 1323 (M!BliV. S. 233) ausgestellt-er Personalausweis,
Der, wie ich im Einvernehmens mit dem Herrn Reich-s-
miinister des Innern bestimme, innerhalb des Durchgang-s-
verkehrs nach und von O«stspsreußen als Grundlage sowohl
für den Ausirieisesichstvermerk wie für den Unbedenklich-Nits-
vermerk Der- zuständigen Finanzbehörde dienen kann

Ausländer bedürfen neben ihrem Paß eines Aus-reise-
und Wiederieinreise-Sichtvermerks-,« wobei der Sichstvermerk
für die Aus-reife nach dein Runde-ri. v. 1. 6. 1.922 —-
IVE600 (MVliV. S. 560) durchs den »Undedeulliehkeits-
vermerk« ersetzt werden kann

Seiten-s der poslnisichen Behörden dürfen für das polnische
Visusm nur folgende Gebühren erhoben werden (Art: 100
a. a. ".O.): 5 Mk. deutscher .Währung oder sein gleichwer- -
tiger Betrag für jede-s Visnm bei einer einmaligen Durch--
reise; 8 .«Mk. desgl. bei einer Hin-- und Rückreisse;" 15 Mk.
desgl. für mehrere Reisen während eines Monats; 25 Mk.
desgl. für eine Dauer von 3 Monaten-. ,

. Deutsche Vertretung in Rußlnud. Die deutsche Ver-tre-
tung in« Ruß.liand, Kosnsnlatstelle in -Psete-rsbusrig, stellt fort-
an deutsche Reifepässe und Siehst-verwerfe nach- Deutschland
·a-us. Die Unterschrift-en werden von dem Kousnl Keß-ler,
vom Vizekonsul Großiksopf nnd vom Kanzler Reichel lvoll-
zogen - _ .

Reise nach dem Mem-ell-aud. Das Memelland gilt in -pasz- .

Ansländer «

O·els, den 29. August 1922.
Reikhseinkommensteuer-Anteil für 1922. ‚.

Sie Gemeinden sollen demnächst ein Vierte-l- dess gewahr-
leisteten Mindestbetrag-es des Reichseinkommensteuer- und Kor-
-·p-e-rschaftssteuer-Anteils für 1922 erhalten Die Ausszakhlungs des
Betrag-es ist wiederum bon. der vorherigen Einsendung einer
Erklärung nach folgendem Muster abhängig: , .

· »Die der Gemeinde bar oder durch Uelberweissung
eingezahlten Steuerbeträsge find an die zusständigse Fis-
nanzkasse abgeliefert, soweit sie nicht nachi ausdrück-
licher Anordnung der Reichssannzverwalitung und der
Aufsichtsbehörde zurückbehalten werden durften
.......,den.......1922.

« Der Gemeindevorstand«
Die Gemeindevorstände ersuche ich um Einsensdung dieser

Erklärung an mich bestimmt binnen 5 Tagen
Der Borsitzeude des Kreisausschusses.

rK I 1925.

K I 2156 O elss, den- 2-4. August 1922.
Veräußerung von Dorfauen «

Zusfoslge ministerieller Anordnung ist Von ein-er Veräuße-
rung fiskalischer Dorfauen bis ans weiteres abzusehen, Da das
Dotsfiasuenriechst svoraiussichstlich in Der. neuen Land-gemeinn-
ordnung geregelt werden wird. _ ‑

Nur diejenigen Anträge aus-Veräußserung von Dorfaueu,
bei denen die Flächen bereits an Käuser ji«-hergeben sian oder-
bei dienen das Kaufgeld bereits ein-gezahlt ist, sind daher noch
bis zum Abschluß des Veräusßsernngsäviertrag-es durchzuführen
Alle-n übrigen bereits anhäinsgisgen Anträgen dieser Art aber ist
bis auf weiter-es dortseits ——— ·was diesseits eben-falls geschehen
wird — kein Fortgang zu geben, auch sind neu-e Anträge nicht
entgegen-zunehmen oder vorzulegen .

Der Borsitzeude des Kreisausschnfses.

K I 1843 Oe il s, den 10. Asngsust 1922.
11mgemeinduug. '

Auf Grund »der § 2 Abs. 4 der Land-genkein-deordnung hat
der Kreisansschuß in seiner Sitzung am :-3-. «:d. .M. beschlossen,
auf Antrag des beteiligten Gutsbesitzers Die Piarzssesllen" 100/1
und 6X3 mit einer Gessasmtsgrsößse svsosn 47, ·-tt), 38 11:1 iunid seinem
Grnnsdsteuerreinertragse von ·375,2-2 Taler ans dem Gutsbezirk
Lieder Wabnitz in den Gsustssbsezsisrk Ranke- -1mizngsetnseinden·-

Der Kreisausschsuß.

L I 6314 Oe T. si, den 30. August 1922.
Verkehr mit Kraftfahezeugen «
Mitfiihrung von Anhängern - - ‑

Der Herr Minister für Handel nnd Gewerbe Lhiact durch
Erlaß vom 13. 3. 1922 auf eine Anfrage entschieden-: ,

1.. Es bestehen keine Bedenken, die Sei-ten-wiä-nde des Führer-
hansses als Seitenwiäsnde des Krsasstwaigens im Sinne der
Vorschrift des § 25 521W. 5 anzusehen, zumal Wagen-Fasten
und Füshrersitz oft ein Ganzes bilden Allerdings wird
Darauf zn achten sein, daß das Kennzeichen so angebracht
-w·ird, daß der Führer. (B1esgle-itier) von seinean Sitz-e ans
das Kennzeichen nicht ohne weiter-es zndeclen kann "

. Lasstxkratftswsagen, die ohne Anhänger fahren, müssen « ein.
hiinteress Kennzeichen führen Die “211erg'iilnfricguing, dass An-
hänger von Lasstszügen kein hsinteres Kennzeichen zsu führen
brauchten, wenn das Kennzeichen nacht § 8 Abs. 3 auf beide-

, Seitenwiänsde des Kraftswageuss auf-gemalt ist, ist ein-geführt
worden, um das Umtstsecken des Kennzeichens (La-terne) vom-·
Kraftwagen san das fhintere Ende des Anhängers -bzsw. um«-
sgekehrt beim Ans- bzwi. Asbshäxnsgen des- Anhängers entbehr-
lich- zu machen; die Ausdehnung dieser -Versgsüinsstsisgusng« auf
-all-:isnfiahrende Lasttkrasstwagen deren- Fahrgeschlwssindigokeit
im allgem-einen größer ist als die von» Lasstzüigen erschien
nicht angezeigt. - . « . « «

Unter- Bezng auf die mit Krseisi·blat.t:"be«kanntsmaichtuingen
vom 26. 4. 2'1 S-. 1«2-8 veröffentllichiteus Bestimmungen des §«25
der- Vserordnung vom 1.. 2. 21. weis-e icht Die ’P«o-lsi.zeibehördsen
hierdurch besonders hin. «· - .

L I 51924 L el Z, den -2t9. August 1922. .
Bielohnuugsen für Polizeibeamte» · _

Dur-eh Erlass des Herrn Ministers dess Innern vom 9. 2.
1922 —- II.. d. 3927 (M. Bl. i. V. SI. 5s6X58-) —- ergiäjnzt durch-
Erlacszi vom 1. 8. 19122 —- II. D. 122.2 (M. Bil. i. V..«Se·itse.7.7.8)
Jlstben die bisher gültigen Bsestiummnggen über die Ansnxashinje
irr-u Belohnungen für Asmstsvserriichtungen staatl. oder kom- 
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munaler Polizeibeamte-r eine wesentliche Aenderung erfahren
Die Palizeiivserwaslttungen nnd die Pidlizeibeasmtenischiass des
Kreises weise ich des-halb auf dies-e Bestimmungen hierdurch-
besonders hin. _

W 3729 Oels, den 29. August 192-2.
Altershilfe.

Die Herren Ge-11«iseinsde- uan lsmnsvsorssteher werden an Die
baldige Atbfiührung Der zusm Besten der ,,!).l«lstersshsilslfe« ein-gie-
sanrmelten Spenden, soweit dies noch nicht geschehen ist, hiermit
erinnert. Die Erträge ans der Sammlung nehmen entgegen:

die Kreisssparkasse
die Reduktion der ,,Lo-komsoti-vie an der Oder« in Oels nnsd
Die Reduktion der »Dein-schen- Ostwarte« in Vernstadt

Kreiswohlfahrtsamt.

Oel s, den 31. August 192-2.
Schorusteinfegergcbiihren.

Mit Rücksicht auf die eingetretene albgemieiue Preis-steige-
rung hat »der Herr Regiernugsprsäsident zn Briesslian angeordnet,
daß mit Wirkung 1110111» .1. Juli 1922 ab die zur Zeit geltende-
Kieshrloshnstaxe für- den ganzen Regierungsbezsirk um 150 Prozent
erhöht wird. - _

Es 1011111111111- also rückwirkend svom 1. Juli d. I. folgend-e
steht-gebühren- zur Erhebung-: «

1. a) Für besstgeigbare (dentsche) Schornstein-e fiür das 1. Ge-
schoß 4,50 Mark und für jedes weitere Geschoß, welch-es
der Schornstein durchläuft, 2,25 Mark mehr,

h) für einen medessteigbaren Schornstein für- das 1. 1111D
2. Geschoß je 2,50 Mark, frir jedes weitere Geschiosz
50xPsg. mehr.

Sogenannte Schiliiuge sind Schornssteinen gleich zu erachtet-r
. Für sdas Aus-brennen eines russifchen Schornsteins zwecks
Entfernung des Glanzrusses 62,50 Mast-k.

. Die Kehrgtebüthreu siir die Sschsosrnsteine werden nach- den
Geschiossen berechnet. Dachtgeschsosse, die höher sind als
4 Meter, rechnen für jede angefangen-e 4 kniete-r als be-
sonderes Geschoß.

Dasselbe gilt auch- für freistehend-e nnd hiochigefiiihrte
Schornsteine

Diese Taixe tritt riictwirtteud ab 1. Juli d. I. in Kraft
Mit dem- gleichen Zeitpunkt wird die Keshrlohnstaxe vonr 2°
März »d· I. (Krei-s«bsl’att Seit-e- 65) außer Kraft gesetzt

I.I1.1034. ° O-e".rs, Den 31. August 1922.
. Nachweisung der erteilten Jagdscheine.
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ausgefertigt

Friedr. Jllmer, Eisensbahnanwiirtey SItampen , 3. 22
Günther v. Pristt-w-itz, Schüler, Schmoltfchiütz 9. 22
Franz Jllgutsl), För ter, Nieder Alt Ell-grub - 9. 22
Gustav Roder, Kau ann, Oels 9 22
Herbert Po·hl, Hilfsjägey Juliussbrirg 13.33
Pauk Reisner, Waldwarter, Weißensee
- ul KauschEwitz, Waldwärter, Ju«lisusbsur 12. 22
Fraunz Römer, Landwirt, Mittel Mühlaits sütz 12. 22
dgar Schubert, Bau-Ingenieur, Bernstasdt 16. 22

August Lober, Waslsdbeliäsufen Postelwitz 16. 22
Nerli-ch, Wirtschaftsinspektor, Neuhaus Gut 18. 22
August Sroke, Landwirt, Baru·the 19. 22
Emib Wasner, Renstier, Hundsfeld 21. 22
Klart Biedermann, Forst- u. ngdaufsehey Wei-
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Ø
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O
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denbach 23. 22
Philipp Lonzek, Waldbeläufer, Ulsbersdors 24. 22
Rudolf Rach, Major a. D., Schmarse 25. 22
Heinrich Gast, Foristmeister, Oels 25. 22
Graf v. Sich-werin, Rittergutsbes., Jackschönan 26. 22
Robert Lan-gner, S4311inatfijri’ter, Ober Mühlatschsütk 27. 22
Brunso Riedel, Kaufmann, Hundsfeld 28. 22
Franz Eifler, Kaufmann, Hundsfelsd 28). 22

3 . 22Rudolf Kellner, Kaufmann, Oesls

L I 6237 ' O e I s-, den 25. August 1.922.
Kontraktbruch von Ausläudern.

In der Nacht vom 22. zum 23. Alugutst shat der ipsolsnische
Staastsasngebtövige Jan (Js«ohlasnn) Osuch aus Aileksansdrom Kreis
Bislgoraj., seine Arbeitsstelle auf Gut Knrziwitzs unt-er .K«-ontrakt-
brusch unid Zurückbassssunå sein-er Legitimatsiosnskarte verlassen

Osuckj ist am- 26. « ezemiber 1897 zu Alesksandrosw, Kreis
Bilgoraj, Thurm-. Gesicht und Hals sind stark mit Picbeln be-
setzt. Bei-« «·det war er mit grösuslichlern Anzug (Stportanzug),

1.41). (

 

schwarzen Gainasichen oder Wiedelgiamaschien und braunen Leder-
schul)en. . _ .
_ Die Polizeiorgane des Kreis-es ers-ruhe ich- umgeben-d Nach-
sorscl)«1t1tsgeti-. nach dem Entwicheueu anzustellen nuids mir im Er-
mittelnngssalle zu berichten.

Oele-» den 31. August 1922._

Ausweisung eines lästigen Ausländers.
Der tsitssechossslsoswaskiszche Sstiaatsangehsörisgie Josef Linka, zu-

letzt asiurltasltjam bei dem Landwirt. Fege- in Liinsibnrg 12, ist
durch Versagung des Herrn Landrats 111 Ntenbsurg aus dem
preusszischzen Staatsgebiet ausgewsieten worden. Im Gemme-
lungsfallse Ist Lsmka ssestsznneshmen und mir zu berichten

L l 0031 Oels, den 25. August 1922.

Gedenkblätter fiir jubilierendc Gesaugvereine.

· Der Prenßischse Minister für Wissenschaft, Kunst unsd Volks--
bildnnig hat zufolge Erlaß- vom 1. Juli 1922 —_-— U. IV. Nr.
1.1: 560. 1. —- als »staatliche Anerkenming für- j11«bili-erende Ge-
1ang-v-ereine drei künstlerische Gedenskblsatter giestiftet

DichGiedenkbslatter werden an Mauner-, Frauen- und ge-
mischt-e Gesan.gsvere1ne auf Antrag und nur aus Anlaß des 5t)-,
75-«un-d 1001asljrigen Veremsjnbislaums verliehen. Entsprechend-e
Antragsssorsmularse sind lner anzuftordern «

Die Ortspozlsizeibehordeu nnd Ortsbehsorden ersuche Lid), Die
lizesangvereine ebres Bezirts 111 Kenntnis zu setzen»

L l 61411

_—

 

O els, den 31. August 1922.
Hengstkörung 1923. "

Aus meine Kreistlattbekannt«mac·l)-iung 1101112 5. August 1922
Seite 1184 sind bis jetzt nur eine geringe Anzalyl von Anmel-

L l 5662-

» duugsen eingegangen
Ich- sersusche die Ortsbekhlörsdeu, Die Besitzer- von Hengst-en,

besonders solcher Vor-jähriger Klärung, zur sofortigen Meldung
nach dem angegebenen Formiular aufzufordern-.

Zu jeder Meldung sind 30 Mark Anmeldegebsühr an die
lanidrästL Viirsoskasse zu zahlen Die Besitzer bereits gemeldetev
Hengst-e ersuche ich, diese Gsebsiilsr nachträglich einzussende1-t.

L 16166 ś Qek s, den 22. August 1922.
Die Ortsiposlizesibehörsden weise ich daraus bin, daß der

B-i.l·d«.-streifen »Ostpreusz-enreise Hiutdenbsnrgss« bis ausf weiteres
verboten ist. -

 

Oe l s, den 219. August 1922;
Unter Bezugnahme asuf meine Rundverfügtmg vont 25..

Mai 11921 —- L I 4875 set-suche ich die Poslsizeilverwaltungen
und die Herren Lansdljägser des Kreises-, mir- üsber all-e wichtigen
Vorkommnisse, wsie Morde, Brandististusngem Rain«·b«ülberif-älle uswo
außer ins der- vsorgseschriebenen Vierteljashresnachsweisung stets so-
fort ,z-n berichten. « «

L]

 

L I 6425 O-e—l.s, den 31. August 1922.
Der Feldweg von Stronn nach Pontwitz ist vom 4. Sepek

tembier ab« auf 8 Tage weg-en Umsban der- an Stronu gelegenen
Briiicke gesperrt-.

· Oel s, den 25. August 1922.
Viehseuchenpolizeiliche Anordnung. ‑.

Unter dem Klauenviehibestande des Gutsbesitzers Paul
Hellmich in Gntwdhine ist die Maul- und Kbasuensenche aus-
gebro then .

Gemeinde und Gut Gntwoshsne bilden einen Ssperrbsezirk.
Für den SPserrbsezirsk gelten die in meiner sviehsseuchen-

polizeilichen Anordnung vom- 2'1. August 1'922 (-.Krsesis’bilastt
Seite 194/195) getroffenen Vorschriften.

L l

L I 6366 Oeil s, den 28. August 1:922.
Unter dem Rinsdlvielsbestande der sverws. Gutsbesitzer Martha

lVaccthtc in Gut-wohne ist die Meint-- und Klasuensesusche ausge-
nso en. . ‘

Gut und Gemeinde Gntwsoihsne bit-den dds Sperrgebsiet
_ Für- dieses Ssperrgebsiet gelten die in der ivtiseihseus-chenposlizei-

lich-en Anordnung vom 21. August 1922 (Krei«sbslatt S. 194/195)
getroffenen Vorschriften
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L I 6310 Oels, den 29. August 1922.
Fahndung. · _

Der pioslgniiscle Stautsiainsgebörige Philipp Asusgnsstysnoswsiez, z -
letzt im Gserichtssgefsänsgsnsis in Brieg in Strafhaft z. Zt unbe-
kannten Aufenthaslts bat wegen uubefngtier Grenzüsbserschireitnnig
und Betrsuigssi seine Gsesfäsngsnisstrsasfe svons füsnf Wochen v·erbiiß.t.
Asuigusstyusowiez ist am- 14-. August 1893 sin Sie-metkoswskas in Polen
geboren. Der Herr Regiernnsgspräsisdent bat unterm 1-2. August
1922 sein-e Auisweisung als lästisgser Ausländer angeordnet

Die Ortsspsoilizesibesthrden unsd die Herren Landsjäiger des
Kreis-es werden ·ersucht,« 5J'ladjforfe'fyuugeu nach dein Auslsänder
anzustellen unid mir im Ermsistteslusngssalle umgehen-d zu be-
richten, damit die Answseisunsg bewirkt werden staun. ·

_ Oels, den 30. August 1«922.
Fahndnng

Der Kutscher Robert Buselt aus Groszs Weigselsssdors hat am
14. D. M. sein«-e Familie "l)e-imslsi«ch verlassen und ist seit-dem ver-
schstunsden

Beschreibung·des«B.: Geb. 12. Juni 1898 zu Retschie, Kreis
Oesls, mit-te·l"g-r-oß, dunkles Haar, blau-e Augen-, Wsarszeu an der
rechten Gesicht-Lisette

B«-eklesisdsususg: Grün-e Hose, graue Jacke (M.ilitärsstsosff), grauer
Hut, langschäsftige Stiefel.

uiæw

Oel s, den 3.1. August 1922.

Fahnduug.
Seit 6. D. M; ist der 1.4jä««hrige Arbeitsbnrschse Malt-er

Haupt aus ·T·schiotswitz, Kreis !Uiil«itsc«l)-, wo er zuslcestzst au Der
Brande Vieh weidet-e,»verschwunden ś .

Beschreibung: Kraftige Gestalt, 1,30 Meter groß, dunkel-
bl.on!d, grauser Jackettianzug-, Knie-besie, blaue S-c·l)iljd«1n«iistz-e, bar-
fiiß·i«g.. _ _

Bei Ermsitteluusg Nachricht san Lundrat Milsitscl).

L 1 6445

O e I s, deu- 31. August 1522
Betrifft Amtsbezirk Stronuz

Der Amt-ssvor—stesher Wegn e r in Stroun ist vom 24. Au-
gust bis Ende September er. verreist. Die Amt-sgeschäfte führt
während dies-er Zeit sein Stellvertreter, der Bauunternehmer
Grund in Stronn. -

Der Vorsitzende des Kreise-usichusscs. .

K 1 2226.

 

 

J.-Nr. KI. 2276. Osels, den 31. August 1922.
Betrifft Amtsbezirk Ju·liusburg.

Der Amtsvorstesber Rette r in Juli-ussbsurg ist auss- zivlia
8 Tage verreist. Während seiner Abwesenheit wir-d er tsosnl dem
211mmrfte'fyerßteflbertreter, Schmied Brade in Bogschütz,
vertreten ś ' —

Der Vorsitzendc des Kreisauisehusses. s

K I 1883 Oel-s, sdenl 24. August 1922. « l
Berpflichtet: Der Gutsbesitzer Richard Kirchhof in Bogfschüiz

als S«c"l)sisedss—mansn für den Bezkirsk 9.
Der Vorsitzende des Kreisausschusses.

K. l 2169 O e«l"s,spden 24. August 1922.
Ernannt: Der Gutsbesitzer Paul Gloger in Groß Zölljnig zum

Stansdsesbeamten des Standesiamtssbezirkss Grosszs Zölluig.
Der Vorsitzendc des Bezirksausschusses.

O e lss, den 25. August 1‘922.
Bestätigung.

Der Jiisspettior Richard Kolle aus Fürsten Etlguth ist zum
Gutsvorstehiev des Gut-es Fürsten -E·lls«gutst-"h «·bests"ästigst worden-.

L l 4835 V

 

O«e«ls,··den 26. August 1922.
ś Bestätigung

»Der Gutsbesitzer- Asdosljs Deutscher in Leuchten ist zum
2.. Zieh-offenv nnd der Schlosser Paul Wiositsichisg in Leuchten zum
Hilssschsöisfen der Gemeinde Leuchten bestätigt worden-.

O e i si, den 26. August 1:92-2.
« » » Bvithe . _ .

„ Der vFrei-stelleusbesitzer Otto Utze ans Wsoitsdori ist sum
Geiiisein-dievorsteher »der Gemeinde Wsositsdors bestätigt wsor en.

O Q·eks, den 26. August 1922.
śś .. ś Bestätigung. -.

. Der Piaicksermeister Emil Beil aus Msialsiserss ist zum- Ge-
miemdevorsteher der Gemeinde Masliers bestätigt worden.

« . « . Oel-s, den) 31. August 1922.
.. Die Heberosllen über Die landw. Unfallversicherungsbeis

trage, welche mit Bezug auf die Kreisblattlbekanntmachmng vom
12. 6. 22 ubersandt wurden- uud bisher noch- nicht zurückgesawdt
worden sind, ersuche ich- nunsmehr bis zum 10. September zurück-
zuruckzusensdem

Der Borsitzende des Kreisausschusses.

L 1 4786

L l 5965 Il

L16046Ll

Der Landrat

Dr. Unckell.



Bekanntmachung
Die mit Wirkung vom 15. Und 28. August d. Is.

eingetretene Lohnerhöhung für landwirtschaftljche
Arbeiter Und Arbeiterinnen hat folgende ab

28. August cr. geltenbe
Lohnstufeneinteilung erforderlich gemacht, die hiermit
öffentlich bekannt gegeben wird: _

1. Für Gutsverwaltungen
(Großbetriebe):

  

  

Mittwoch, den 14. September 1922,
nachmittag 472 Uhr

’ findet im

Hotel Grimm zu Namslau s«
unsere

ordentliche
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Kostenlos gebe ichx’.ed gern
Auskunftübereineinfaches,
oft wunderbares Mittel.

Frau M. Polonl
However-G 71 Schließfaih106.

‚1111111111110
mit einer od. mehreren
Schubladen kauft zu

hohem Preise

Paul Manthey,
Berlin-Steglitz.
Kissingerstraße 7.

Asthma
kann geheilt werden.
Sprechstundenin Breslau.
Teichitr. 12, bochpt..links.
jed.Donnerst. o.10——1 Uhr
Dr. med. III-orts-

Spezialarzt,

Berlin S.W.11.
 

 

‘ääiüttitiä
satte-kip-
 

Dittilstiilieti

 

ftll Pklvtltlwdtllf
»-—-— 1115: ---—

: Visiteniarten :

« Verlobungsanzeigen t
« Hochzeitseinlatiungeti «
« Vermählungskarten «
t Gelturtsanzeigen «

its-« Trauerltriefe o-
1* Danisagitngskarten ti-
I ti-_ liefert in kürzester Frist ‚L 
il. Ludwigg Butttttrtttkerei

Rothe, Politt it Co»
Oeis i.Schlei.
Telefon 58.
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.. . · für den Beitrag

I. Mannlrchn Mitglieder: YFFFF Mk-
1. Verheiratete Freiarbeiter Ohne « d· t liede iermitein eladen Werden.

Arbeitsleistung der Frau . XII 54,—— statt aumclcber 1eSIJti g 1‘1) g
23. Zerheiratete Gutshandwerker XI 49,50 Tagesordnung-

h LlikfsläeliieräkieikhfigtztitkrtåeuFechAkaFFI 1. Vorlegung des Geschäftsberichts, der Vermögens-
kutscher, Lohngäriner Uns 0er übersieht und Jahresrechnung Pro 1921/22, Prüfung
Üremrbettermü QIrbe1tsle111ung derselben und Entlastungserteilung

s der Frau oder einem anderen 2. Beschlußfassung über Verteilung des Ueberschusses.
/ vollwertianFamilienmkitaliede X 45-— 3. Bericht über die Bücherrevision.
4. Unverheiratete Ackerkutscher, 4 Wahlen "

· gohnisiaätnenb Azlzeiterh und XII 5 5« 23e111b1e5e11e5.
aus o ne u er Ja re. 4,-

VOU 18 bis 20 Jahren VIII 36,—— Die Jahresrechnung imd Vermögensübersicht liegt
» 17 „ 18 » · . VII 31,50 von heute ab 111 der Schreibstube unserer Fabrik zur
» 15 » 17 „ . . VI 27,-—— Einsicht der Genossen aus.

. » 14 » 15 » . . V 22}50 F V

11. Weibliche Mitglied-w- ß t ü I- M Es f b f R l
1.Seäauänäenfmgen,61all1mue11 VII 0 axo S ß Bau Ü ums unun . . . , . 0 .OI . .

ä. Fukswgikkkfxag ej d. d v 3330 angetragene Genossenschaft mit liestlttanktet Haftpflicht
. reiar ei erinnert un an ere
wetiblitrhe Angehörige der De- Der Vorstands

EgegnlgnJahre . . VIII 36’... Golderto Braune-Krickaui

von 16 bis 18 Jahre. VI 27,— .
I} 14 I} l . s V 22;50

2. Für bäuerliche Betriebe in Gemeinden.
(Kleiiibetriebe): -.

a. Männliche Mitglieder-:
1. Verheiratete Ackerkutfcher- ..  
, Lohngärtner und Arbeiter X 45,00 i ZTTT
? Unverthkimteikes “111 das Jahr gesess- sei-»si- . sssxssisx ":- reis-
- gemie e e vo wer ige andar-

heiter über 18 Jahre » « _ · IV 18— Dresmmasmincn,II1'aIfiahvzeuge

Von 14 bis 18 Jahre . . . .· III 13,50 «" ums stehende Motors

II Weibliche Miit-Miet- Zses Mesigisaasmeeisees
1 Deputantenfrauen . VII 31,50
2.1111mrbe1mtete. auf das Jahr

gsgieiietätismesjollwmige Land ;»»·««» Kein Warten auf Versand von auswärts!
überII48 63111111; ‚b. . IV 18,— .
von is Ja re . III 13,50 .

illttfsis WMMIIMSIIIMBOels, den 30. August 1922.

Der Vorstand
der Landkrankenkasse für den Kreis Oels.

V o g e l, II. Vorsitzenden
 

Pappel-. Atem-. Ahorn-,
Linden-, Erlen-, Rüstern-,
Weißbuchen-Rundholz

in guter, gesunder-Qualität,

sowie auch Rollen
kaufen ständig und erbitten Preisangebote

sagtest Walden,
Kommanditgefellfchaft, «

Zweigniederlassung Breslau,
· Breslau 18, Schließfach 4.

  
Wels- Mariensfira « se 4

 

Stimmenu.Reparaturen
von anmieten. Harmoniums.
Orcheftrions, Zithern. Geigen

A. Rudolph, Kaiserstraße lc
Klavierstimmer und Mechaniker für Musikinstrumente.

Kopf.I Filz-
J". IQ?Gaganglebunsdmsilefkåer

" owie ru, anzen. o e et en en

Laus u, Tier „Risolda“, pat. gesch. BittteL

um Eichr Wes . LUiMs 19

    
  

  

Wunden unschädlich. Verkan in Oels ,
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Schmuck

fertigen zuverläffig .

und preiswert .

Juweliere

PÜSCHEL
B r e s le u 2

Gerrenfi‘r. 625 


